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1. Motionstext 
 
Der Kirchenrat prüft folgenden Auftrag und erstellt  der Synode darüber Bericht 
und Antrag: 
 
Es wird eine Datenbank geführt, welche die Mitglied er der Kirchgemeinden 
umfasst. Die Daten stehen den entsprechenden Kirchg emeinden zur 
Verfügung.  
Die Datenbank ist so aufgebaut, dass sie als Mitgli ederdatenbanken der 
Kirchgemeinden dient.  
Die Landeskirche unterhält diese Datenbank als Dien stleisterin an den 
Kirchgemeinden.  
Als Quelle für diese Datenbank soll in erster Linie  die kantonale Datenbank 
über die Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons A argau dienen. 
 
 
 
 
2. Begründung 
 
 
A. Ausgangslage 
 
Kirchgemeinden müssen zwecks Erfüllung Ihrer Aufgabe eine Adressverwaltung ihrer 
Mitglieder führen, so zum Beispiel als Stimm- und Wahlregister, aber auch für die 
Anschrift von Teilnehmenden des PH, des Seniorennachmittags, etc. Diese Aufgabe 
ist teilweise aufwändig und mit Schwierigkeiten verbunden: 
 
Die Datenqualität leidet, da 
- die Anzahl der Mutationen stetig zunimmt (vermehrter Umzug, Mutationen 

innerhalb des (Patchwork-)Familienbestandes, etc.; 
- die Verwaltungen der Einwohnergemeinden diese Arbeit mit unterschiedlicher 

Akribie wahrnehmen; 
- die Datenlieferung auf verschiedensten Wegen erfolgt (auf Papier oder 

elektronisch);  
- unterschiedliche Daten von den verschiedenen Einwohnergemeinden geliefert 

werden (bei Kirchgemeinden, die verschiedene Einwohnergemeinden 
umfassen); 



- die Einwohnergemeinden sich unterschiedlich stark hinter dem Argument des 
Datenschutzes verstecken, um relevante Daten zu liefern.  

 
Zwar gibt es seitens der Hauptanbieter von Software für Einwohnerkontrollen 
elektronische Schnittstellen, die die Datenübernahme in Standard-Adressverwaltun-
gen von Kirchgemeinden, doch kosten diese zwischen Fr. 300.- bis Fr. 5'000.- je 
Applikation (1 x pro Einwohnergemeinde sowie 1 x pro Kirchgemeinde). Diese 
Kosten sind für Kirchgemeinden mit mehreren Einwohnergemeinden nicht tragbar. 
Gleichzeitig besteht damit betreffend der unterschiedlichen Datenlieferungen keine 
Lösung. 
 
 
B. Lösungsansatz  
 
Mit der neuen Bundesverfassung hat der Bund erstmals die Möglichkeit, den 
Kantonen vorzuschreiben, welche Daten über Einwohnerinnen und Einwohner zu 
erfassen sind. Auf Grund dieses Artikels wird es dem Bund zukünftig möglich sein, 
auf die herkömmliche Volkszählung mittels Fragebogen zu verzichten. An Stelle 
dessen wird neu ein elektronischer Zusammenzug der bereits bei den Kantonen 
gespeicherten Daten vorgenommen. Dabei hat der Bund – gestützt durch ein 
Gutachten des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes und der Römisch-
katholischen Zentralkonferenz – die Kantone verpflichtet, auch die religiöse 
Zugehörigkeit derjenigen Personen zu erheben, die Mitglied einer öffentlich-rechtlich 
anerkannten Kirche sind. 
Somit hat der Kanton Aargau im Auftrag des Bundes bis 2010 diese Daten 
elektronisch bereit zu stellen.  
 
Der Kirchenrat soll nun dafür besorgt sein, dass eine kirchliche Datenbank der 
reformierten Mitglieder entsteht. Die Kirchgemeinden sollen die Möglichkeit erhalten, 
auf die Daten ihrer Mitglieder zugreifen zu können. Die Daten der kirchlichen 
Datenbank sollen primär durch Bezug der beim kantonalen vorhandenen Daten 
erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Einwohner-

kontrollen 

Einwohner-

kontrollen 

Einwohner-

kontrollen 

Einwohner-

kontrollen 

Einwohner-

kontrollen 

Einwohner-

kontrollen 

Kantonale Datenbank der Einwohnerinnen und Einwohner  
des Kantons Aargau 

Kirchliche Datenbank aller Mitglieder  
der evangelisch-reformierten Kirche im Aargau 

Adressverwaltung 
Kirchgemeinde-

kontrollen 

Adressverwaltung 

Kirchgemeinde 

Adressverwaltung 

Kirchgemeinde 



C. Vorteile einer solchen Lösung 
 
- Die Kirchgemeinden erhalten jederzeit Zugriff auf einheitliche und aktuelle Daten 

Ihrer Mitglieder. 
- Die Kirchgemeinden sparen in Folge Wegfall des immer aufwändigeren 

Mutationswesens. 
- Die Datenqualität wird gesteigert in Folge Wegfall der manuellen Schnittstellen. 
- Die Datenbank soll durch die Kirchgemeinde für Ihre Mitglieder ergänzt werden 

können mit Angaben wie: Zugehörigkeit zu Gruppen (z. B. PH, Senioren, 
Besuchergruppe), Telefon-Nummer, Email-Adresse etc.  

- Die Kirchgemeinden haben die Freiheit, diese Daten Ihrer Mitglieder zu beziehen 
– müssen aber nicht. 

- Ende der Querelen zwischen Einwohnerkontrolle und Kirchgemeinden betreffend 
Datenlieferung.  

- Den Einwohnerkontrollen fällt die Aufgabe weg, Mutationen den Kirchgemeinden 
zu liefern. 
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